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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über eine Beihilfe für den Transport 
von Qualitätsweinen bestimmter Anbaugebiete in der Weinbauzone A 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Wein 1 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2592/73 2 ), insbesondere auf 
Artikel 33 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 33 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
ist vorgesehen, daß Interventionsmaßnahmen für 
andere Weine als Tafelweine getroffen werden kön- 
nen, um den Markt für Tafelweine zu stützen. 

Die große Ernte des Jahres 1973 in der Weinbau- 
zone A und insbesondere die Ernte von Qualitäts- 
weinen bestimmter Anbaugebiete hat einen allge- 
meinen Preiseinbruch bei diesen Weinen bewirkt 
und somit zu einem Rückgang der Preise für Tafel- 
weine dieser Zone geführt. 

Da die Lagerkapazitäten begrenzt sind, ist für die 
kommende Ernte mit Lagerschwierigkeiten zu rech- 
nen. Diese Situation beeinträchtigt bereits jetzt die 
Preise für Tafelweine. Um hier Abhilfe zu schaffen, 
ist eine Transportbeihilfe für Wein zu gewähren. 


Dabei sind nicht nur Maßnahmen für Tafelwein zu 
treffen, da dieser von der Ernte 1973 gegenüber der 
gesamten Ernte nur einen geringen Teil ausmacht. 

Infolgedessen ist es angezeigt, Maßnahmen für 
den Transport von Qualitätsweinen bestimmter An- 
baugebiete der Weinbauzone A vorzusehen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Auf Antrag der Beteiligten wird für den vom . . . . 
1974 bis .... 1974 durchgeführten Transport von 
Qualitätsweinen bestimmter Anbaugebiete der 
Weinbauzone A und des Erntejahres 1973 eine Bei- 
hilfe gewährt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 269 
vom 26. September 1973, S. 1 
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Begründung 


Anläßlich der Sitzung des Rates vom 16./17. Juni 
1974 hat die deutsche Delegation im Rahmen der Dis- 
kussion über den Weinmarkt insbesondere über 
Destillation und Umlagerung auf die besondere 
Situation bei deutschen Qualitätsweinen hinge- 
wiesen. 

Bedingt durch die Rekordernte von 1973 befinden 
sich die Bestände an Qualitätsweinen in Deutschland 
weit über dem normalerweise festgestellten Niveau. 
Angesichts dieser Sachlage erscheint es gerechtfer- 
tigt, Maßnahmen zum Transport dieser Weine an 
andere Lagerorte vorzusehen, um sicherzustellen, 
daß die Einbringung der neuen Ernte nicht beein- 
trächtigt wird. 

Finanzielle Auswirkung 

Der Vorschlag einer Verordnung sieht während 
eines begrenzten Zeitraumes eine Beihilfe für den 
Transport von QbA- Weinen mit Herkunft aus der 
Weinbauzone A vor. Es handelt sich um eine Inter- 
ventionsmaßnahme, die auf Artikel 33 der Verord- 
nung Nr. 816/70 gestützt ist unter Berücksichtigung 
der Überschußlage, die sich aus der Ernte 1973 er- 
gibt und auf Grund der begrenzten Lagermöglich- 
keiten. 


Die Ausgaben dieser Maßnahme werden auf 1,5 Mio 
RE geschätzt. Sie werden in Artikel 691 des Haus- 
halts 1974 der Europäischen Gemeinschaften einge- 


setzt. 




Artikel 691 


Kredite 

Verbrauch 
der Kredite 


1973 


8 703 297 


1974 

37 300 000 

190 080 

(Januar bis März 
1974) 


Eine Prüfung der Entwicklung der Ausgaben der 
Abteilung Garantie führt zu dem Ergebnis, daß ins- 
besondere in diesem Sektor die Höhe der Ausgaben 
für 1974 80 Mio RE (einschließlich der finanziellen 
Auswirkung der vorgeschlagenen Maßnahme) er- 
reichen kann. Im Verhältnis zu dem vorgeschlage- 
nen Kredit dieses Sektors müssen demzufolge zu- 
sätzlich Ausgaben von 40 Mio. RE vorgesehen wer- 
den. Dieser zusätzliche Betrag, der unter die allge- 
meinen Kredite der Abteilung Garantie fällt (im 
übrigen bestätigt durch den letzten Stand des Ver- 
brauchs der Kredite), macht es notwendig, daß Be- 
träge von einem Kapitel auf das andere übertragen 
werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
1. August 1974 - 114 -680 70-E- We 47/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 4. Juli 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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